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Bonn, den 8. August 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Vorlage des Entwurfs eines Energiewirtschafts- 
gesetzes 

Bezug: Entsdiließung des Deutsdien Bundestages vom 
23. März 1955 
- Drudisache 1294 - 


Zu der im Bezug genannten Entschließung des Deutschen Bundes- 
tages darf ich wie folgt Stellung nehmen: 

Das Gesetz zur Förderung der EnergiewirtsAaft vom 13. Dezember 
1935 - Energiewirtschaftsgesetz - ^RGBl. I S. 1451) sollte im Jahre 
1949 durch alliiertes Recht abgelöst werden. 

Unter dem 8. Oktober 1949 hatte ich daher die damalige Arbeits- 
gemeinschaft der Landesverbände der Elektrizitätswerke und upter 
dem 17. April 1950 die damalige Arbeitsgemeinschaft der Verbände 
der Gas- und Wasserwerke gebeten, eine Stellungnahme zu dem 
alliierten Gesetzentwurf auszuarbeiten und Vorschläge für eine Orga- 
nisation der Energiewirtschaft zu machen, die im Wege der eigenen 
deutschen Gesetzgebung verwirklicht werden sollten. Im Januar 

1951 ging mir daraufhin der Entwurf eines^ Gesetzes über die 
Beaufsichtigung der Energiewirtschaft zu. Zu Beginn des Jahres 

1 952 haben der Bundesverband der deutschen Industrie, der Deutsche 
Industrie- und Handclstag und die Vereinigung Industrielle Kraft- 
wircschaft mir die lange vorher angekündigte Stellungnahme der 
gewerblichen und industriellen Wirtschaft zur- Energierechtsreform 
übergeben. Anschließend hat mich die damalige Arbeitsgemeinschaft 
der kommunalen Spitzenverbände davon unterrichtet, daß sie sich 
zu dem von den ^Spitzenverbänden der Energiewirtschaft aufge- 
stclltcn Entwurf bekenne. 

Den vorstehend genannten 6 Spitzenverbänden habe ich sodann 
unter dem 13. Mai 1952 mitgeteilt, daß die Grundgedanken des in 
Vorbereitung befindlichen Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
auch eine grundlegende Überprüfung der wettbewerbsbcschränkeJnden 
Abreden in der Energiewirtschaft und der marktbeherrschenden 
Stellung der Energievcrsorgungsunternchmen erforderlich machten. 
Eine eingehende Stellungnahme zu dem damit angesprochenen Kern- 
problem eines Energiewirtschaftsrechts und damit auch zu den von 
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den Spitzenverbänden der Wirtsdiaft vorgetragenen Wünschen 
scheine mir daher erst tunlich zu sein, wenn die näheren Bestim- 
mungen des' Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen für ver- 
bindlich erklärt worden seien. Die Grundsätze dieses allgemeinen 
Gesetzes sollten die Grundlage für die spezielle Regelung auf dem 
Gebiete der Energiewirtschaft bilden. 

Am 21. April 1955 habe ich mit den Energiereferenten der obersten 
Landesbehörden die Arbeit an einem neuen Energiewirtschaftsrecht, 
insbesondere an den kartell- und monopolrechtlichen Grundsätzen 
eines neuen Energiewirtschaftsrechts, erneut aufgenommen. Es wurde 
ein besonderer Arbeitskreis eingesetzt, der eine Klärung dieser Fragen 
versucht hat. Ein Bericht des Arbeitskreises ist am 14. Juli den Ver- 
tretern der zuständigen obersten Landesbehörden mit der Bitte um 
Prüfung und gegebenenfalls um Mitteilung von Vorschlägen zur 
Änderung und Ergänzung übergeben worden. Voraussichtlich werden 
die obersten Landesbehörden bis Anfang September die angeschnit- 
tenen Fragen eines neuen Energierechts soweit vorgeklärt haben, daß 
gemeinsame Erörterungen über die Grundsätze eines neuen Energie- 
wirtschaftsgesetzes beginnen können. 

Unter dem 3. Mai 1955 habe ich außerdem die Vereinigung Deut- 
scher Elektrizitätswerke, den Verband der deutschen Gas- und 
Wasserwerke, die Vereinigung Industrielle Kraftwirtschaft, den Bun- 
desverband der deutschen Industrie, die Bundesvereinigung der 
kommunalen Spitzenverbände und den Deutschen Industrie- und 
Handelstag, also die Kreise, die mir ihre Denkschriften zu einer 
Energierechtsreform vorgelegt hatten, gebeten, zusammenfassend ins- 
besondere zu den kartell- und monopolrechtlichen Fragen des 
Energierechts Stellung zu nehmen. Nach den Zwischenbescheiden, 
die ich von deg Verbänden bekommen habe, sind entsprechende 
Ausschüsse mit der Klärung der Grundsatzfragen beauftragt. Die 
Antworten auf mein Schreiben dürften gegen Ende dieses Jahres 
zu erwarten sein. 

Es ist auch mir sehr daran gelegen, neben der allgemeinen kartell- 
und monopolrechtlichen Gesetzgebung auch die Arbeiten für ein 
künftiges Recht der Energiewirtschaft so schnell wie möglich zum 
Abschluß zu bringen. Gleichwohl wird es mir zu meinem Bedauern 
nicht möglich sein, bis zum 30. September 1955 den Entwurf eines 
neuen Energiewirtschaftsgesetzes fertigzustellen. 


In Vertretung 
m. d. W. d. G. b. 


Westrick 



